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Schreiben Sie Angela Merkel!
“Regionen fördern! Nicht bestrafen!“ Gegen Sanktio-
nen in der EU Fördermittelpolitik. So lautet die am 12. 
Juni begonnene Kampagne der linken Fraktion im Eu-
ropaparlament. Sie richtet sich gegen das Vorhaben der 
deutschen Bundesregierung, gemeinsam mit den Regie-
rungen von Österreich, Finnland, Frankreich, Italien, den 
Niederlanden und Schweden Fördermittel aus den eu-
ropäischen Strukturfonds künftig als Druckmittel gegen 
Mitgliedstaaten in der EU einzusetzen. 
Mitgliedstaaten, die die verordnete Sparpolitik des Stabi-
litäts- und Wachstumspakts nicht einhalten und die Ver-
schuldungs-Kriterien nicht befolgen, sollen künftig keine 
oder weniger Fördermittel aus den Strukturfonds erhal-
ten. Die Bundesregierung will den neuen Sanktionsme-
chanismus im Januar 2014 einführen, doch bereits jetzt 
werden die Weichen dafür gestellt. Gemeinsam mit mei-
nen französischen, griechischen und portugiesischen 
Fraktionskolleg*Innen habe ich eine Kampagne gegen 
den unsäglichen Sanktionsmechanismus vorgeschla-
gen. Die EU-Fördermittelpolitik sollte ein Zeichen der 
Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten sein und nicht 
missbraucht werden, um die europäische Sparpolitik 
durchzusetzen! 
In unserer Kampagne „Regionen fördern! Nicht bestra-
fen!“ fordern wir die Menschen in den Mitgliedstaaten 
der EU auf, Druck auszuüben auf die Gruppe der Re-
gierungen, die den neuen Sanktionsmechanismus ein-
führen wollen. DIE LINKE im Europaparlament hat einen 
Protestbrief an Angela Merkel geschickt, mit dem Appell 
an sie und ihre Minister, von den geplanten Sanktionen 
Abstand zu nehmen. 
Wir fordern alle Menschen in Deutschland und der Euro-
päischen Union auf, es uns gleich zu tun. Unterschreibt 
den Protestbrief und schickt diesen an Angela Merkel! 
Oder mailt an cornelia.ernst@europarl.europa.eu, mit 
der Nachricht, dass wir euern Namen unter den Protest-
brief setzen können. Den Protestbrief und Informationen 
zur Kampagne findet ihr auf: www.dielinke-europa.eu 

oder www.cornelia-ernst.de. Die europäischen Förder-
mittel sind wichtig, denn allein ein Drittel des EU-Haus-
halts wird für die Strukturfonds verwendet. Diese Mittel 
stehen allen 271 Regionen der EU zur Verfügung und so 
soll es auch bleiben! Wir brauchen keine Sanktionen ge-
gen die Menschen in den verschiedenen Regionen der 
EU. Stattdessen brauchen wir ein europäisches Investi-
tionsprogramm. Schreiben Sie Merkel & Co. Sichern Sie 
so, dass die europäischen Fördergelder wie bislang für 
alle Menschen und alle Regionen in der EU zur Verfü-
gung stehen!

ACTA hätte die EU und die Mitgliedsstaaten verpflich-
tet, die Verfolgung von Verstößen gegen Copyright im 
Internet auf die Internetprovider abzuwälzen. Die Folge 
wäre eine Kontrolle des gesamten Datenverkehrs und 
damit tatsächlich das Ende der privaten Kommunikati-
on im Netz. Von Anfang an hätten die Konzerne enorm 
Einfluss auf den Vertragstext genommen. Das Argument 
der Kommission, sie hätte mit ACTA das Urheberrecht 
von Künstler*Innen und Autor*Innen schützen wollen, 
sehen wir als LINKE nur vorgeschoben. Letztlich ging es 
um Profitinteressen der Verwerter und zu keiner Zeit um 
die Bedürfnisse der Künstler*Innen. In der Ablehnung 
des ACTA Abkommens sehen wir einen großen gemein-
samen Erfolg. Die Bürger*Innen Europas haben disku-
tiert und gegen ACTA protestiert. Die LINKE hat die Kri-
tik der Bürger*Innen im Europaparlament vertreten und 
gemeinsam mit einer engagierten anti-ACTA Bewegung 
einen Sieg für die Demokratie Europas errungen! 

ACTA ade! Das umstrittene Abkommen wurde vom 
europäischen Paralament abgelehnt!

Eine zentrale Sorge für die Bürger*Innen 
ist der Datenschutz und die Freiheit im 
Internet. Unserer Meinung nach wurde 
in der Ablehnung des ACTA-Abkom-
mens ein Versuch abgewehrt, grundle-
gende Freiheiten und Grundrechte im 
Internet zu beschneiden.
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Willkommen in Kopenhagen  - Die Studien-
tage der GUE/NGL Fraktion 

Die Furcht vor „seinesgleichen“

     
forderten die Europaabgeordneten folgendes:
1.Die EU-Mitgliedstaaten müssen im Kampf gegen Ho-
mophobie mit gutem Vorbild vorangehen, homophobe 
Gesetze in den Mitgliedsstaaten sind aufzuheben, ho-
mophobe Gewalt in europäischen Ländern muss aktiv 
bekämpft werden.
2.Lesbisch, schwule, bisexuelle und Transgender Per-
sonen (LGBT) müssen vor homophoben Hasstiraden 
und Gewalt geschützt werden, gleichgeschlechtlichen 
Partnern muss gleicher Respekt wie dem Rest der Ge-
sellschaft gezollt werden.
3.Die Mitgliedsstaaten sind aufgefordert, Überlegungen 
anzustellen, LGBT Personen Zugang zu Lebensgemein-
schaften, registrierten Partnerschaften oder Ehe gewäh-
ren könnten.
4.Das Parlament verurteilt scharf jede Diskriminie-
rung aufgrund der sexuellen Ausrichtung oder der Ge-
schlechtsidentität und bedauert zutiefst, dass in der Eu-
ropäischen Union die Grundrechte von LGBT-Personen 
noch nicht immer umfassend gewahrt werden. 
Der Beschlussfassung war eine heftige Debatte voraus-
gegangen, wo die rechte Ecke des Hauses Homosexu-
elle als „Kranke“, die geheilt werden müssten, bezeich-
nete. „Ich finde, da mischt sich Europa ein in Sachen, 
die Europa gar nichts angehen“, so die CSU-Europaab-
geordnete Angelika Niebler, die gegen die Resolution 
stimmte. Gegen die konservative Seite des Parlamentes 
sprach sich die Mehrheit für die gleiche Anerkennung 
von homosexuellen Lebensgemeinschaften und Ehen 
aus. Obwohl diese Resolution noch nicht legislativ ver-
bindlich ist, überschlugen sich die Reaktionen. Zahlrei-
che Kirchenvertreter*Innen und Konservative lehnen die 
Resolution des EU-Parlaments gegen Homophobie öf-
fentlich ab. Dabei ist die Situation vieler Homosexueller 
in Europa haarsträubend. In einigen europäischen Län-
dern werden öffentliche Schwulenveranstaltungen ver-
boten oder eingeschränkt, ebenso die Meinungsfreiheit 
von Homosexuellen. Neuerdings gibt es Demonstratio-
nen von Konservativen in Madrid und Warschau gegen 
die Homo-Ehe. Mit politischen Hassreden konservativer Weitere Informationen findet ihr auf: www. cornelia-ernst.de

und religiöser Führer werden Wahlkämpfe insbesonde-
re in Osteuropa und im Baltikum garniert. Obwohl eine 
EU-Richtlinie die Nationalstaaten dazu verpflichtet, Ho-
mosexuelle gegen Diskriminierung in der Arbeitswelt zu 
schützen, ist deren Umsetzung in nationales Recht sehr 
unterschiedlich. Was in vielen Ländern ignoriert wird ist, 
dass die Gleichberechtigung von nichtheterosexuellen 
Lebensformen- und -gemeinschaften ein demokrati-
sches Grundrecht darstellt und als unveräußerliche Wür-
de jeder und jedem zusteht! Die weit verbreitete Homo-
phobie – ein Begriff, der ersten seit Ende der 60er Jahre 
existiert und die irrationale Furcht vor der Relativierung 
von Werten und die Furcht „vor seinesgleichen“ beinhal-
tet - lässt sich nur durch konsequente Gegenöffentlich-
keit zurückweisen.Homophobie ist im Kern Menschen-
feindlichkeit und muss als solche entschieden bekämpft 
werden! 
Es gibt nicht nur in vielen Mitgliedsstaaten enormen 
Nachholbedarf zur Abschaffung diskriminierender Rege-
lungen. Auch in Deutschland wird unsinnigerweise noch 
zwischen eingetragenen Partnerschaften und Ehe unter-
schieden. Vor allem aber muss sich in den Köpfen der 
Menschen einiges ändern. Das Leben ist Vielfalt, davor 
muss man sich nicht fürchten!

Im Juni machte die GUE/NGL mit ihren Studientagen-
infolge der dänischen EU-Ratspräsidentschaft in Ko-
penhagen Station. Organisiert hatten sie der dänische 
MdEP Søren Søndergaard und sein Team. Zu den heiß 
diskutierten Themen gehörten neben der aktuellen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise auch die Frage der LINKEN 
Regierungen in Europa. 
Ein weiterer Bestandtteil des gemeinsamen Austau-
sches nahmen zudem umweltpolitische Themen ein. 
Beim Besuch des Kopenhagener Flughafens berichten 
Gewerkschaften und das Management von Initiativen 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Desgleichen 
beschrieb die Gewerkschaft 3 F von ihrem Kampf ge-
gen RyanAir, die durch die Aktionen der Gewerkschaf-
ten bis heute noch keine Landeerlaubnis in Kopenhagen 
haben.Anlässlich der zypriotischen Ratspräsidentschaft 
werden die kommenden Study Days der GUE/NGL in 
Zypern stattfinden. Wir freuen uns darauf!   Jan-Robert Karas

Im Mai 2012 wurde eine gemeinsa-
me Entschließung der Fraktionen 
GUE/NGL, EVP, S&D, ALDE und-
Grünen/EFA angenommen, mit 430 
Ja-Stimmen gegen 105 Nein-Stim-
men bei 59 Enthaltungen. Im Kern 


